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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Regelung der Einfuhr von Wein, 
der unter der Bezeichnung „Cyprus sherry“ mit Ursprung in und Herkunft aus Zypern 
ausgeführt wird, sowie zur Einführung von Beihiifen für gieichartige Weine, die in der 
Gemeinschaft in ihrer ursprüngiichen Zusammensetzung erzeugt und nach Iriand und 
dem Vereinigten Königreich ausgeführt werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Protokoll zur Festlegung einiger infolge des 
Beitritts der neuen Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft 
erforderlichen Bestimmungen zum Assoziierungsab- 
kommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge 
meinschaft und der Republik Zypern, enthält in dem 
in Artikel 12 genannten Briefwechsel^) eine vor- 
läufige Sonderregelung für den Absatz des unter der 
Bezeichnung „Cyprus sherry" von Zypern ausge- 
führten Weins auf den Märkten Irlands und des 
Vereinigten Königreichs. Diese Regelung sieht unter 
gewissen Voraussetzungen die Nichterhebung der 
Ausgleichsabgaben bei der Einfuhr dieses Erzeug- 
nisses in die Gemeinschaft bis zu einem Jahreskon- 
tingent von 200 000 Hektoliter vor. 

Die Regelung bezweckt in erster Linie, bei der Er- 
weiterung der Gemeinschaft eine plötzliche Unter- 
brechung der traditionellen Handelsströme für dieses 
Erzeugnis nach Irland und dem Vereinigten König- 
reich zu vermeiden. Auf mittlere Sicht soll sie der 
Republik Zypern die Möglichkeit geben, eine Wein- 
marktregelung zu erlassen, die sicherstellt, daß die- 
ses Erzeugnis unter Bedingungen gewonnen wird, die 
denjenigen entsprechen, welche in der Gemein- 
schaftsregelung den Produzenten vergleichbarer Er- 
zeugnisse in der Gemeinschaft vorgeschrieben wer- 
den. Außerdem soll sie es der Gemeinschaft ermög- 
lichen, die erforderlichen Untersuchungen zur Klassi- 
fizierung dieses Weins im Hinblick auf die Festset- 
zung der endgültigen Einfuhrregelung durchzufüh- 
ren. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 


Die Regierung Zyperns hat sich verpflichtet, die 
oben erwähnten Rechtsvorschriften spätestens am 
1. September 1973 einzuführen. 

Unter diesen Umständen sind Einfuhren des be- 
treffenden Weines bis zum 31. Dezember 1973 von 
der Erhebung der Ausgleichsabgaben zu befreien, die 
in Artikel 9 Absatz 3 erster Unterabsatz der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 
1970^), zur Festlegung ergänzender .Vorschriften für 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein, zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2680/72 3), 
vorgesehen sind. Diese Frist erlaubt einerseits der 
Republik Zypern, der Gemeinschaft die aufgrund des 
Abkommens erlassenen Vorschriften mitzuteilen, 
und andererseits der Gemeinschaft, sich von deren 
Übereinstimmung mit der Gemeinschaftsregelung 
zu überzeugen, und wird diese Übereinstimmung 
festgestellt, so muß aufgrund des Abkommens die 
in dieser Verordnung vorgesehene Regelung derart 
verlängert werden, daß sie in angemessener Weise 
auf die Vermarktung der Ernte von 1974 erstreckt 
werden kann, die im ersten Halbjahr 1975 stattfin- 
den dürfte. 

1 Nur Irland und das Vereinigte Königreich sind 
I traditionelle Einfuhrländer für diesen Wein, und die 
Menge von 200 000 hl entspricht dem jährlichen Kon- 
sumbedarf dieser beiden Märkte. 

Hinsichtlich der in Erwägung zu ziehenden Menge 
muß der Anwendungsperiode der obigen Maßnah- 
men, das heißt der Zeit vom 1. Februar bis 31. De- 
zember 1973, Rechnung getragen werden. Die Menge 
beläuft sich demnach auf 185 000 hl, einschließlich 
der Einfuhren des gleichen Erzeugnisses, die schon 

aufgrund der Verordnung (EWG) Nr /73 der 

Kommission vom 1973 über Übergangs- 

maßnahmen für die Einfuhr von unter der Bezeich- 
nung „Cyprus sherry" mit Ursprung und Herkunft 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 21. Dezember 1972, S. . . . 
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in Zypern in die Europäische Gemeinschaft expor- 
tiertem Wein erfolgen. 

Die ausnahmsweise gewährte Befreiung von der 
Ausgleichsabgabe für den fraglichen Wein darf nicht 
dazu führen, daß die Einfuhr des unter der Bezeich- 
nung „Cyprus Sherry" ausgeführten Weines nach 
Irland und in das Vereinigte Königreich zum Nachteil 
gleichartiger Weine aus der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung erleichtert wird. 
Infolge des Unterschieds zwischen dem Preis für 
letztgenannte Weine in der Gemeinschaft und dem 
Einfuhrpreis für „Cyprus sherry" könnten einige 
dieser Gemeinschaftsweine zugunsten des „Cyprus 
Sherry" vom Markt dieser beiden Mitgliedstaaten 
verdrängt werden. Um zu vermeiden, daß diese Aus- 
nahmemaßnahmen zu einer Störung der Wettbe- 
werbsbedingungen auf dem Markt dieser beiden 
neuen Mitgliedstaaten für den unter der Bezeichnung 
„Cyprus Sherry" ausgeführten Wein und für in der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung erzeugte gleichartige Weine führt, sind für 
Lieferungen dieser letztgenannten Weine nach die- 
sen beiden neuen Mitgliedstaaten Beihilfen vorzu- 
sehen, die aufgrund der Preisdifferenz zwischen die- 
sen Weinen und „Cyprus sherry" auf dem Markt 
dieser Staaten berechnet werden. Diese Beihilfen 
sind auf die Lieferungen nach Irland und dem Ver- 
einigten Königreich zu beschränken, denn angesichts 
der Konsumgewohnheiten und der tariflichen 
Hemmnisse, die zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
untereinander und der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung gegenüber noch be- 
stehen, ist damit zu rechnen, daß die Gesamtheit 
dieses bei der Einfuhr aus Zypern von der Aus- 
gleichsabgabe befreiten Weines in Irland und dem 
Vereinigten Königreich verbraucht wird. 

Diese Beihilfen sind solange erforderlich, als die 
für „Cyprus sherry" vorgesehenen Ausnahmemaß- 
nahmen gelten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 9 Absatz 3 erster Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 vorgesehene Aus- 
gleichsabgabe wird bei der Einfuhr in die Gemein- 
schaft des unter der Bezeichnung „Cyprus sherry" 
ausgeführten Erzeugnisses mit Ursprung in und Her- 
kunft aus der Republik Zypern in einem Umfang 
von 185 000 hl nicht erhoben. 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 


Hierin sind die Mengen enthalten, die bereits ohne 
Erhebung der Ausgleichsabgabe aufgrund der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. . . ./1973 eingeführt wurden. 

Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 festgesetzte Menge von 185 000 
hl wird in zwei Quoten von 1400 hl für Irland 
und 183 600 hl für das Vereinigte Königreich auf- 
geteilt. 

2. Diese Mitgliedstaaten garantieren den in ihrem 
Hoheitsgebiet ansässigen Importeuren der betref- 
fenden Erzeugnisse freien Zugang zu den ihnen 
eingeräumten Quoten. 

3. Die Ausnutzung der Quoten der Mitgliedstaaten 
wird aufgrund der Einfuhren der Erzeugnisse fest- 
gestellt, die vom Zoll zum Verbrauch abgefertigt 
werden. 

4. Sie unterrichten die Kommission regelmäßig über 
die Einfuhren mit Ursprung in der Republik 
Zypern, die effektiv auf ihre Quoten angerech- 
net werden. 

Artikel 3 

1. Für die ab 1. Februar 1973 nach Irland und dem 
Vereinigten Königreich gelieferten Weine, die in 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung erzeugt wurden und die dem unter 
der Bezeichnung „Cyprus sherry" ausgeführten 
Wein gleichen, werden Beihilfen gewährt. 

2. Die in Absatz 1 genannten Beihilfen werden auf- 
grund der Differenz zwischen den Preisen für 
Gemeinschaftsweine und für unter der Bezeich- 
nung „Cyprus sherry" ausgeführten Wein auf 
dem Markt der in Absatz 1 genannten Mitglied- 
staaten berechnet. 

Artikel 4 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung, insbesondere das Verzeichnis der beihilfefä- 
higen Gemeinschaftsweine werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Wein ®) erlassen. 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 989/62 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16, März 1973 - 1/4 (IV/1)~ 680 70-E-We 34/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 6, März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/384 


Artikel 5 

Die mit dieser Verordnung getroffene Regelung ist 
bis 31. Dezember 1973 anwendbar. Erläßt jedoch die 
Republik Zypern vor dem 1. September 1973 eine 
Weinmarktregelung, die der Gemeinschaftsregelung 
für die Erzeugnisse entspricht, die dem in Artikel 1 
genannten Erzeugnis gleichen, so trifft der Rat nach 
Prüfung und auf Vorschlag der Kommission nach dem 
in Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags vorgesehenen 
Abstimmungsverfahren alle geeigneten Maßnah- 
men, um diese Regelung aufgrund des Briefwechsels 
im Anhang zu dem am 19. Dezember 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Protokoll zur Festlegung einiger in- 


folge des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten zur 
Gemeinschaft erforderlichen Bestimmungen zum As- 
soziierungsabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Zypern 
zu verlängern. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mtigliedstaat. 
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Begründung 


Das Assoziierungsabkommen mit der Republik Zy- 
pern sieht vor, daß unter der Bezeichnung „Cyprus 
Sherry" ausgeführter Wein, der für Zypern ein sehr 
beträchtliches Exportvolumen darstellt und dessen 
Absatz für die zypriotische Wirtschaft wesentlich 
ist, während eines bestimmten Zeitraums in Irland 
und im Vereinigten Königreich eine besondere Ein- 
fuhrregelung genießen solle. Diese Regelung, die 
Gegenstand eines Briefwechsels im Anhang zum Zu- 
satzprotokoll zum Abkommen ist, wird mit dem 
Wunsch begründet, die traditionellen Ausfuhrströme 
nach Irland und nach dem Vereinigten Königreich 
nicht zu unterbrechen, wenn ab 1. Februar 1973 die 
Referenzpreise für Wein von Irland und dem Ver- 
einigten Königreich angewendet werden. Die sofor- 
tige Anwendung des Referenzpreises auf dieses Er- 
zeugnis könnte, auch aufgrund gewisser Wettbe- 
werbs- und Qualitätsprobleme, die Verdrängung die- 
ses Erzeugnisses vom britischen Markt zur Folge 
haben. Eine Regelung, die auf die Dauer die gemein- 
same Marktordnung ernstlich verletzen würde, vor 
allem weil eine endgültige Sonderregelung einen 
Präzedenzfall schaffen würde, sollte aber nicht ver- 
ewigt werden. Zypern müßte also Maßnahmen tref- 
fen, um möglichst rasch die für „Cyprus sherry" gel- 
tende Regelung an die allgemeinen Vorschriften an- 
zugleichen, die in der gemeinschaftlichen Weinmarkt- 
regelung niedergelegt sind. 

Daher wurde die Gewährung der vorläufigen Son- 
derregelung mit der Auflage verbunden, daß Zypern 
während des vorgesehenen Zeitraums eine Wein- 
marktregelung erlassen und schrittweise in Kraft 
setzen muß, die derjenigen der Gemeinschaft ent- 
spricht. 

Der Wunsch, während des Zeitraums, in dem „Cyp- 
rus Sherry" in den Genuß einer Ausfuhrregelung 
käme, die traditionellen Handelströme und Lieferun- 
gen gleichartiger Gemeinschaftsweine nach den 
Märkten Irlands und Großbritanniens nicht zu beein- 
trächtigen, führte dazu, im Abkommen das Volu- 
men der dieser Regelung unterliegenden Ausfuh- 
ren auf das in den letzten Jahren tatsächlich er- 
reichte Niveau zu begrenzen (200 000 hl). 

Die Kommission schlägt außerdem Maßnahmen vor, 
die den Absatz gleichartiger Gemeinschaftsweine 
auf den betreffenden Märkten unter ausgewogenen 
Wettbewerbsbedingungen für diesen Wein ermög- 
lichen sollen. 

Wenn festgestellt wird, daß die von Zypern bis zum 
1. September 1973 einzuführenden Rechtsvorschrif- 
ten mit der Gemeinschaftsregelung übereinstimmen, 
ist zur Einhaltung des im obengenannten Briefwech- 
sel Unterzeichneten Übereinkommens die Ausnahme- 


regelung für eine Frist zu verlängern, die ihre An- 
wendung auf die Vermarktung der Ernte des Jahres 
1974 ermöglicht. 

Mit dem Verordnungsvorschlag in der Anlage sol- 
len die Bestimmungen des Abkommens zwischen der 
Gemeinschaft und Zypern, die sich aus dem oben- 
genannten Briefwechsel ergeben, in Kraft gesetzt 
' und die Möglichkeit vorgesehen werden, „Cyprus 
I Sherry" gleichartigen Gemeinschaftsweinen Beihilfen 
! für Lieferungen nach Irland und dem Vereinigten 
I Königreich zu gewähren. 


Finanzielle Auswirkungen 

1. Wie sich aus vorstehenden Ausführungen ergibt, 
hätte die Anwendung des Referenzpreissystems, 
das zur Erhebung einer in Artikel 9 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) 816/70 vorgesehenen Aus- 
gleichsabgabe in Höhe von 50 RE/hl bei der Ein- 
fuhr von „Cyprus sherry" führen würde, fast eine 
prohibitive Wirkung auf die Einfuhr dieses Er- 
zeugnisses nach Irland und in das Vereinigte 
Königreich. Die Nichterhebung auf diesen Wein 
der Ausgleichsabgabe, die dem Begriff „Agrarab- 
schöpfung" im Sinne von Artikel 2 Buchstabe a 
des Beschlusses vom 21. April 1970 über die 
Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaa- 
ten durch eigene Mittel der Gemeinschaften ent- 
spricht, hat daher praktisch keine Auswirkungen 
auf den Gesamtbetrag der Einnahmen, die bei 
Anwendung des Ausgleichsabgabensystems auf 
den Weinmarkt anfallen. 

2. Die finanzielle Auswirkung des Beihilfesystems 
für die Lieferung von „Cyprus sherry" gleich- 
artigen Gemeinschaftsweinen hängt erheblich von 
dem in Artikel 4 des Vorschlages genannten Ver- 
zeichnis der Weine ab. Dieses Verzeichnis wird 
von der Kommission nach Anhörung des Ver- 
waltungsausschusses aufgestellt. Ais Anhalts- 
punkt kann gesagt werden, daß nach den Voraus- 
schätzungen der nationalen Sachverständigen, 
die während der Arbeiten der ad hoc-Gruppe 
„Zypern" des Rates genannt wurden, rund 800 hl 
Wein für eine derartige Beihilfe in Betracht kom- 
men könnten. Die damit verbundenen Ausgaben 
würden unter Berücksichtigung der in Artikel 3 
genannten Preisabstände für den Anwendungs- 
zeitraum der vorgeschlagenen Verordnung 
(1. Februar 1973 bis 31. Dezember 1973) bei 25 000 
RE liegen. Die Einbeziehung dieser Ausgaben in 
die Gemeinschaftsfinanzierung wird in einem 
später vorzulegenden Verordnungsvorschlag im 
einzelnen dargelegt. 
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